
 

 
 
 

 

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tagesordnung gem. 

§§ 203 Abs. 2 S. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Er-

mächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Aus-

nutzung des Genehmigten Kapitals auszuschließen. 

 

Aufgrund der Tatsache, dass die bestehende Ermächtigung, das Grundkapital zu er-

höhen, teilweise ausgenutzt ist und am 14. Mai 2013 ausläuft, soll bereits jetzt ein 

neues Genehmigtes Kapital geschaffen werden, um dem Vorstand auch langfristig 

die Möglichkeit zu geben, flexibel auf die Kapitalbedürfnisse der Gesellschaft zu rea-

gieren. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher der Hauptversammlung zu Punkt 

6. der Tagesordnung vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft durch einmalige oder mehrmalige Aus-

gabe von neuen, auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 895.000 zu erhöhen. Die Ermächtigung ist bis 

zum 27. Juni 2017 befristet. Die Bestimmung der weiteren Einzelheiten obliegt dem 

Vorstand. 

Das Genehmigte Kapital soll es der Gesellschaft ermöglichen, sich bei Bedarf zügig 

und flexibel Eigenkapital zu günstigen Konditionen zu beschaffen. 

Im Fall der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals ist den Aktionären grundsätzlich 

ein Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals in be-

stimmten Fällen ausgeschlossen werden: 

 

Tagesordnungspunkt 6. b) (1) erlaubt den Ausschluss des Bezugsrechts zum Aus-

gleich von Spitzenbeträgen, soweit dies erforderlich ist. Dies ist eine Maßnahme, die 

aus technischen Gründen zur Durchführung einer Kapitalerhöhung, insbesondere zur 

Herstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses, erforderlich und angemessen 

ist. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleichtert die Abwicklung 

der Zuteilung von Bezugsrechten und deren Ausübung. Die als freie Spitzen vom 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch 

den Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich durch die Gesell-

schaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf 

Spitzenbeträge gering.  

Tagesordnungspunkt 6. b) (2) ermächtigt den Vorstand, das Bezugsrecht mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, sofern die Kapitalerhöhung gegen 

Sacheinlagen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen mit einem Akquisitions-

vorhaben in Zusammenhang stehenden Vermögensgegenständen oder im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen erfolgt. Hierdurch wird der Gesellschaft der 

notwendige Handlungsspielraum eingeräumt, um sich bietende Erwerbsgelegenhei-

ten schnell, flexibel und liquiditätsschonend zur Verbesserung ihrer Wettbewerbspo-



 

 
 
 

sition und der Stärkung ihrer Ertragskraft ausnutzen zu können. Häufig verlangen die 

Verkäufer attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung Aktien des Käufers. Da-

mit die Gesellschaft auch solche Erwerbschancen nutzen kann, muss es ihr möglich 

sein, Aktien als Gegenleistung anzubieten. Da ein solcher Erwerb zumeist kurzfristig 

erfolgt, kann er im Regelfall nicht von der grundsätzlich nur einmal jährlich stattfin-

denden Hauptversammlung beschlossen werden. Dies erfordert die Schaffung eines 

Genehmigten Kapitals, auf das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – 

schnell zugreifen kann. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er 

von der Ermächtigung zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen soll, sobald sich die Möglichkei-

ten zur Akquisition konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann 

ausschließen, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. Der Ausgabe-

betrag für die neuen Aktien würde dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft festgelegt werden. 

Konkrete Erwerbsvorhaben, zu deren Durchführung das Grundkapital unter Bezugs-

rechtsausschluss erhöht werden soll, bestehen zurzeit nicht.  

Tagesordnungspunkt 6. b) (3) ermächtigt den Vorstand, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats bei Ausgabe der neuen Aktien gegen Bareinlage einen Bezugsrechtsaus-

schluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorzunehmen. Diese Ermächtigung bezieht 

sich nicht auf den gesamten Betrag des Genehmigten Kapitals, sondern auf maximal 

10 % des Grundkapitals. Die 10 %-Grenze des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG darf insge-

samt nur einmal ausgenutzt werden. Das heißt, wenn und soweit die Gesellschaft 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung von gleichzeitig bestehenden Ermächti-

gungen zum Bezugsrechtsauschluss in direkter oder entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG beispielsweise im Zusammenhang mit der Wiederver-

äußerung eigener Aktien – wobei derzeit keine eigenen Aktien von der 

GK SOFTWARE AG gehalten werden – oder der Ausgabe von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen – wobei derzeit keine entsprechende Ermächtigung 

beschlossen wurde – Gebrauch macht, reduziert sich die Anzahl der Aktien, die bei 

einer Kapitalerhöhung aus dem Genehmigtem Kapital unter Bezugsrechtsausschluss 

nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden können, entsprechend. Das Ge-

setz erlaubt zudem einen Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

nur dann, wenn der Ausgabepreis den Börsenpreis der bereits börsennotierten Ak-

tien mit im Wesentlichen gleicher Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. Der 

Abschlag soll in jedem Fall so gering wie möglich gehalten werden und wird 5 % nicht 

überschreiten. Vorstand und Aufsichtsrat halten die Ermächtigung zum Bezugs-

rechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG für notwendig, um die sich in der 

Zukunft bietenden Möglichkeiten des Kapitalmarktes schnell und flexibel ausnutzen 

zu können, ohne die für eine Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht erforderlichen forma-

len Schritte und gesetzlichen Fristen einhalten zu müssen. Durch die Ausgabe der 

Aktien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktio-

näre gewahrt. Denn diese müssen keine nennenswerten Kursverluste befürchten und 

können ggf. zur Erhaltung ihrer Beteiligungsquote erforderliche Aktienzukäufe zu 

vergleichbaren Preisen über die Börse vornehmen. Durch die Möglichkeit des Be-



 

 
 
 

zugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wird die Verwaltung in die 

Lage versetzt, kurzfristig günstige Börsensituationen wahrzunehmen. Zusätzlich kön-

nen durch Vermeidung eines Bezugsrechtsabschlags die Eigenmittel in einem größe-

ren Umfang gestärkt werden als bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht.  

 

Über die Einzelheiten der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand in der or-

dentlichen Hauptversammlung berichten, die auf eine etwaige Ausgabe von Aktien 

der Gesellschaft aus Genehmigtem Kapital unter Bezugsrechtsausschluss folgt.  

Schöneck, im Mai 2012 

GK SOFTWARE AG 

Der Vorstand 

 


